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1 Einleitung

Kommunen in Deutschland müssen sich 
zunehmend mit komplexen Herausforde-
rungen wie der Regulierung der Flächen-
neuinanspruchnahme für Siedlung und 
Verkehr, der Anpassung an den Klimawan-
del, der Luftreinhaltung, dem Trinkwasser-
schutz sowie dem Erhalt biologischer Viel-
falt konstruktiv auseinandersetzen und 
effektive Lösungen finden, um zukunfts-
fähig zu sein. Innovative Konzepte für eine 
nachhaltige Entwicklung können dazu 
beitragen, geeignete Ideen und Grundge-
rüste zu entwickeln. Grüne Infrastruktur 
(GI) ist ein strategisch geplantes Netzwerk 
natürlicher und naturnaher Flächen, das 
zur Bereitstellung eines breiten Spektrums 
an Ökosystemleistungen dient (KOM 2013, 
3). Es kann sowohl terrestrische, als auch 
aquatische Ökosysteme umfassen und sich 
im ländlichen wie im städtischen Raum 
befinden (ebd.). Von grundlegender Bedeu-
tung für die GI sind Ökosystemleistungen 
und biologische Vielfalt. Von der EU wurde 
2013 die „Strategie zur Förderung der Grü-
nen Infrastruktur in Europa“ beschlossen. 
Auf der Basis dieser Strategie wurde vom 
Bundesamt für Naturschutz (BfN) 2017 das 
„Bundeskonzept Grüne Infrastruktur“ 
(BKGI) veröffentlicht. Dessen Aufgabe be-
steht als bundesweiter Fachbeitrag des 
Naturschutzes u. a. darin, die GI-Strategie 
der EU auf Bundesebene umzusetzen und 
die raumbezogenen Ziele der Nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt zu kon-
kretisieren sowie entsprechende Schwer-
punkträume in Deutschland aufzuzeigen 

(BfN 2017: 10 ff.). Speziell in Bezug auf 
den urbanen Raum wurde vom BfN auf 
Grundlage eines umfassenden Forschungs- 
und Entwicklungsvorhabens 2017 auch das 
Konzept- und Argumentationspapier „Ur-
bane Grüne Infrastruktur. Grundlage für 
attraktive und zukunftsfähige Städte. Hin-
weise für die kommunale Praxis“ veröffent-
licht. Darin werden strategische Schritte 
und Bestandteile sowie Umsetzungsmög-
lichkeiten von urbaner GI aufgezeigt. Zu-
dem wurde in diesem Kontext 2017 das 
„Weißbuch Stadtgrün“ vom Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit vorgestellt, das Kommu-
nen ebenfalls dabei unterstützen soll, die 

GI in den Städten zu stärken (BMUB 2017: 
5 ff.).

2 Formelle Instrumente zur 
 Umsetzung der Grünen 
 Infrastruktur

Zur planerischen Einbindung der GI auf 
kommunaler Ebene können sowohl formel-
le, also gesetzlich vorgeschriebene und 
normierte, als auch informelle – und da-
durch zwar grundsätzlich eher unverbind-
liche, aber dafür auch flexibler anwend - 
bare – Instrumente genutzt werden.

Von besonderer Bedeutung für die Um-
setzung der GI sind innerhalb des formellen 
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ist. Ökosystemleistungen und biologische Vielfalt sollen gezielt 
bewirkt und genutzt, Freiraum- und Biotopvernetzung gemein-
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Green infrastructure – Strategies for implementation in local plan-

ning practice

Green Infrastructure is based on a strategic planning concept 
that is geared towards sustainable development, supporting and 
connecting ecosystem services and biological diversity as well 
as open spaces and biotopes. Synergy effects can be created by 
this. This article attempts to show how the concept of Green 
Infrastructure can be implemented within local planning pro-
cesses in Germany to allow conservation and development of 
Green Infrastructure. The text focuses on the officially required 
instruments of local planning processes in Germany.

Tab. 1: Darstellungsmöglichkeiten im Flächennutzungsplan zur strategischen Planung, Erhaltung und 

Entwicklung der Grünen Infrastruktur.

Darstellung mögliche positive Effekte

Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel 

(§ 5 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. c BauGB)

• Klimaanpassung;

• weitere Effekte abhängig von den konkreten 

Maßnahmen

Grünflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB) • Freiraumversorgung;

• Erholung; 

• biologische Vielfalt;

• Klimaanpassung (durch Frisch- und Kalt-

luftzufuhr sowie Luftaustausch); Luftrein-

haltung; Boden- und Wasserhaushalt

Wasserflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 7 BauGB);

Flächen, die im Interesse des Hochwasserschutzes und 

der Regelung des Wasserabflusses freizuhalten sind 

(§ 5 Abs. 2 Nr. 7 BauGB)

• Wasserhaushalt;

• Klimaanpassung (durch Retention bzw. 

 Versickerung und Abkühlungseffekte);

• biologische Vielfalt

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und  

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft) (§ 5 

Abs. 2 Nr. 10 Buchstabe a BauGB) einschließlich Flächen 

für Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur 

und Landschaft (§ 5 Abs. 2a i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB)

• abhängig von den konkreten Maßnahmen
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Planungsinstrumentariums der Kommunen 
auf der gesamträumlichen Ebene der Flä-
chennutzungsplan und der Landschafts-
plan sowie dementsprechend auf der nach-
geordneten Ebene der Bebauungsplan und 
der Grünordnungsplan.

2.1 Umsetzung der Grünen Infra-
struktur in der Bauleitplanung

Zur Implementierung der GI in der Bau-
leitplanung sollten die Ziele und Grundsät-
ze von GI bei der Vorbereitung und Leitung 
der Flächennutzungen und der Festlegung 
von Entwicklungszielen systematisch be-
achtet und konkretisiert werden. Über Dar-
stellungen und Festsetzungen lässt sich die 
GI zum einen indirekt beeinflussen, indem 
Nutzungsarten gesteuert und etwa Vorga-
ben zum Bebauungs- und Versiegelungs-
grad getroffen werden. Zum anderen be-
stehen jedoch auch viele Darstellungs- und 
Festsetzungsmöglichkeiten, mit denen die 
Grüne Infrastruktur unmittelbar geplant 
werden kann. Die in Tab. 1 aufgezeigten 
Darstellungsmöglichkeiten des § 5 Abs. 2 
BauGB für die Flächennutzungsplanung 
erscheinen zum Zwecke der strategischen 
Erhaltung und Entwicklung der GI von ho-
her Bedeutung. In der Tabelle sind wichti-
ge positive Effekte aufgezeigt, die mithilfe 
der jeweiligen Darstellung in Bezug auf die 
GI erzielt werden können. Analog zur Flä-
chennutzungsplanung sind im Rahmen der 
Bebauungsplanung auch viele der Festset-
zungsmöglichkeiten des § 9 BauGB geeig-
net, um die GI zu erhalten und zu ent-
wickeln. Festsetzungen, die unmittelbar für 

Abb. 1 und 2: Verbindung von Freiraum- und Bio-

topvernetzung: Durch die Entwicklung von Wegen 

gemeinsam mit Grünstrukturen können wichtige 

Ökosystemleistungen bereitgestellt und zugleich 

ein Beitrag zur biologischen Vielfalt geleistet 

 werden. Wege durch eine öffentliche Grünanlage 

am Ortsrand von Würzburg. © J. Renk

Tab. 2: Festsetzungsmöglichkeiten im Bebauungsplan zur strategischen Planung, Erhaltung und 

 Entwicklung der Grünen Infrastruktur.

Festsetzung mögliche positive Effekte

öffentliche und private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) • Freiraumversorgung;

• Erholung;

• biologische Vielfalt;

• Klimaanpassung 

(durch Frisch- und Kaltluft zufuhr 

und Luftaustausch);

• Luftreinhaltung;

• Boden- und Wasserhaushalt

Bindungen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b BauGB);

Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-

gen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchst. a BauGB);

Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b BauGB)

• biologische Vielfalt;

• Klimaanpassung (durch Evapo-

transpiration, Verschattung und 

Leitung von Luftmassen);

• Luftreinhaltung

Bindungen für die Erhaltung von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buch-

stabe b BauGB);

Wasserflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB);

Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlags-

wasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB);

Flächen, die für die natürliche Versickerung von Wasser aus Nieder-

schlägen freigehalten werden müssen (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. d 

BauGB);

Flächen für Hochwasserschutzanlagen und für die Regelung des 

Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

• Wasserhaushalt bzw. Boden- und 

Wasserhaushalt;

• Klimaanpassung  

(durch Versickerung bzw. Reten-

tion und Abkühlungseffekte);

• biologische Vielfalt

Bepflanzung von Teilen baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b 

BauGB)

• biologische Vielfalt;

• Klimaanpassung  

(durch Evapotranspiration);

• Luftreinhaltung

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB), 

 einschließlich Flächen oder Maßnahmen zur naturschutzrechtlichen 

Kompensation von Eingriffen (§ 9 Abs. 1a BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 

BauGB)

• abhängig von den konkreten 

Maßnahmen

landwirtschaftliche Flächen mit Maßnahmen zum Schutz, zur 

 Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 Buchst. b i.V.m. Nr. 20 BauGB

• biologische Vielfalt;

• Boden- und Wasserhaushalt;

• Erholung

Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 Buchst. b BauGB) • biologische Vielfalt;

• Boden- und Wasserhaushalt;

• Klimaanpassung  

(durch Kaltluftproduktion);

• Luftreinhaltung  

(durch Frischluftproduktion);

• Freiraumversorgung;

• Erholung
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die Planung der GI genutzt werden können, 
sind in Tab. 2 aufgeführt, ebenfalls unter 
Bezugnahme auf die jeweiligen positiven 
Effekte. Über die Festsetzungen des § 9 
BauGB hinaus können in Bebauungsplänen 
auch anderweitige Festsetzungen, z. B. in 
Bayern über örtliche Bauvorschriften nach 
Art. 81 BayBO, getroffen werden. Letztere 
können im Hinblick auf die GI beispiels-
weise Vorgaben zum Hochwasser-, Gewäs-
ser- bzw. Grundwasserschutz, zur Verwen-
dung von versickerungsfähigen Oberflä-
chenbelägen oder zu Vogelschutzglas oder 
insektenfreundlicher Außenbeleuchtung 
beinhalten.

2.2 Umsetzung der Grünen 
 Infrastruktur in der kommunalen 
Landschaftsplanung

In der kommunalen Landschaftsplanung 
– womit hier die Aufstellung von Land-
schaftsplänen und Grünordnungsplänen 
gemeint ist – sollte die GI umgesetzt wer-
den, indem man deren konzeptionelle Be-
standteile gezielt darauf ausrichtet, die 
Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu konkretisieren und die 
Erfordernisse und Maßnahmen zur Ver-

wirklichung dieser Ziele aufzuzeigen (vgl. 
§ 9 Abs. 1 BNatSchG). Dabei sollte die kom-
munale Landschaftsplanung jedenfalls 
umsetzungsorientiert und anschlussfähig 
sein. Um dies zu erreichen, sollten die Dar-
stellungen der Landschaftsplanung ein 
möglichst hohes Maß an Verwertbarkeit für 
die Bauleitplanung aufweisen (vgl. dazu 
auch § 9 Abs. 3 S. 2 BNatSchG) und es soll-
te die Möglichkeit genutzt werden, die in 
der Landschaftsplanung für die örtliche 
Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse 
und Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in die Bauleitpläne 
zu übernehmen (vgl. dazu § 11 Abs. 3 
BNatSchG) – auch in Bundesländern ohne 
Primärintegration der Landschafts- in die 
Bauleitplanung (vgl. z. B. Bayern: Art. 4 
Abs. 2 S. 1 BayNatSchG). Als Darstellungen 
des Flächennutzungsplans werden die Vor-
gaben der kommunalen Landschaftspla-
nung dann behördenverbindlich und als 
Festsetzungen im Bebauungsplan rechts-
verbindlich für alle. Landschaftspläne und 
Grünordnungspläne sollen die in § 9 Abs. 3 
BNatSchG genannten Angaben enthalten, 
die für die Darstellung der konkretisierten 
Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen er-
forderlich sind (vgl. § 11 Abs. 1 S. 3 BNat 

SchG). Einige dieser möglichen Angaben 
weisen deutliche Überschneidungen mit 
der GI auf. Beispiele hierfür sind unter Be-
zugnahme auf wichtige positive Effekte in 
Tab. 3 aufgeführt. Um sicherzustellen, dass 
grünordnerische Angaben bzw. Festsetzun-
gen für die GI auf der Ebene von Bau-
genehmigungsverfahren systematisch kon-
kretisiert werden, kann es zielführend sein, 
auf der Ebene des Bebauungsplans auch 
die Vorlage von qualifizierten Freiflächen-
gestaltungsplänen als Teil der jeweiligen 
Bauanträge explizit vorzugeben und ent-
sprechende Freiflächengestaltungspläne 
gegebenenfalls als Teil der Baugenehmi-
gung zu betrachten. Aus den Freiflächen-
gestaltungsplänen muss dann die Erfüllung 
der jeweiligen grünordnerischen Anforde-
rungen prüfbar hervorgehen.

2.3 Umsetzung der Grünen Infra-
struktur in der Eingriffsregelung

Ein weiteres formelles Instrument, über das 
die GI im Rahmen der Bauleit- und Land-
schaftsplanung, jedoch auch darüber hin-

Tab. 3: Angaben in Landschafts- und Grünordnungsplänen zur strategischen Planung, Erhaltung und 

Entwicklung der Grünen Infrastruktur.

Angabe mögliche positive Effekte

Aufbau und Schutz eines Biotopverbunds und der Biotopvernetzung  

(§ 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 Buchst. d BNatSchG)

• biologische Vielfalt

Erhaltung und Entwicklung von Freiräumen im besiedelten und unbe-

siedelten Bereich (§ 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 Buchst. g BNatSchG)

• Freiraumversorgung;

• Erholung;

• biologische Vielfalt;

• Klimaanpassung;

• Luftreinhaltung;

• Boden- und Wasserhaushalt

Schutz, Qualitätsverbesserung und Regeneration von Böden, Gewässern, 

Luft und Klima (§ 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 Buchst. e BNatSchG)

• Boden- und Wasserhaushalt;

• Klimaanpassung;

• Luftreinhaltung;

• biologische Vielfalt

Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 

 Erholungswert von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 Buchst. f 

BNatSchG)

• biologische Vielfalt;

• Erholung

Abb. 3 und 4: Naturnahe Fließgewässer als Ver-

bundelemente Grüner Infrastruktur: Isar mit 

 offenen Kiesbänken bei Freising (Abb. 3), Auwald 

an  einem Bach im Neckar-Odenwald-Kreis (Abb. 4). 

 © J. Renk

Abb. 5: Urbane Grüne Infrastruktur: Extensive 

Mähwiese als Ausgleichsmaßnahme im Bereich 

 einer wichtigen Frisch- und Kaltluftschneise auf 

der Konversionsfläche Hubland in Würzburg, in  

der 2018 die Bayerische Landesgartenschau ausge-

richtet wurde. Dahinter die neue Bebauung auf 

dem ehemaligen Militärgelände. © J. Renk
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aus in anderen Planungsverfahren wie etwa 
Baugenehmigungsverfahren, eingebunden 
werden kann, ist die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung. Um die GI auch im In-
nenbereich umzusetzen, kann es hilfreich 
sein, die Eingriffsregelung in ihrem allge-
meinen Grundsatz (§ 13 BNatSchG) auch 
innerhalb von im Zusammenhang bebauten 
Ortsteilen anzuwenden. Dies gilt gerade 
bei kommunalen Vorhaben oder Vorhaben 
von Bundes- und Landesbehörden, da die-
se in besonderer Weise in der Pflicht stehen, 
die Verwirklichung der Ziele des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu 
unterstützen (vgl. § 2 Abs. 2 BNatSchG). 
Zugleich sollte auf die Handhabe, die Ein-
griffsregelung im Zuge des beschleunigten 
Verfahrens in der Bauleitplanung auszu-
setzen, möglichst verzichtet werden (vgl. 
dazu auch Böhm et al. 2016: 61, Hansen 

et al. 2017: 20, Kühnau et al. 2017: 29). 
Zur Umsetzung der GI in der Eingriffsre-
gelung können speziell im Innenbereich 
z. B. Bauwerksbegrünungen, Maßnahmen 
zur dezentralen Entwässerung durch Re-
tention und Versickerung oder Pflanzungen 
trockenheitstoleranter großkroniger Laub-
bäume auferlegt werden.

3 Informelle Instrumente zur 
 Implementierung der Grünen 
 Infrastruktur

Neben dem formellen Instrumentarium 
kommt eine Vielzahl informeller Instru-
mente für die strategische Planung, Erhal-
tung und Entwicklung der GI auf den ver-
schiedenen räumlichen Ebenen eines Ge-
meindegebiets in Frage. Beispiele sind etwa 
Biotopverbundpläne und Freiraument-
wicklungskonzepte. Der Vorteil informeller 
Instrumente in der kommunalen Planung 
kann in deren methodischer, räumlicher 
und inhaltlicher Flexibilität liegen, wo-
durch sie sich an den lokalen Planungskon-
text anpassen lassen (vgl. Böhm et al. 2016: 
68, 240). Ihr Nachteil kann in ihrer Unver-
bindlichkeit bestehen. Doch durch kommu-
nalen Beschluss vermögen auch informelle 
Planungen Verbindlichkeit für Politik und 
Verwaltung einer Kommune zu entfalten 
(vgl. ebd.). Es erscheint zielführend, infor-
melle Pläne und Konzepte sowohl als na-
turschutzfachliche Grundlage als auch zur 
Konkretisierung und Ergänzung im Ver-
bund mit der Bauleitplanung und der kom-
munalen Landschaftsplanung zu nutzen.

4 Schlussfolgerungen

Um die GI in die Planungspraxis deutscher 
Kommunen einzubinden, kommen sowohl 
formelle als auch informelle Instrumente 

in Frage. Unter den formellen Instrumen-
ten eignen sich insbesondere die Bauleit-
planung und die kommunale Landschafts-
planung zur Umsetzung der GI. Für die 
Bauleitplanung bestehen im Baugesetz-
buch zahlreiche Darstellungs- und Festset-
zungsmöglichkeiten, die sich direkt oder 
indirekt für die Planung der GI nutzen 
lassen. Auch viele der im Bundesnatur-
schutzgesetz aufgeführten Angaben der 
Landschaftsplanung eignen sich für die 
Planung der GI. Um die GI effektiv umzu-
setzen, sollten die hierzu geeigneten Pla-
nungsinstrumente generell so verwendet 
und kombiniert werden, dass sie möglichst 
anschlussfähig und eng miteinander ver-
zahnt sind.
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Fazit für die Praxis

•  Für die Umsetzung der GI gilt es insbe-
sondere, Ökosystemleistungen und biolo-
gische Vielfalt, Freiraum- und Biotopver-
netzung gemeinsam zu erhalten und zu 
entwickeln, die Freiraum- und Biotopver-
netzung multifunktional zu entwickeln.

•  Sowohl formelle als auch informelle In-
strumente eignen sich zur Implementie-
rung der GI in der kommunale Planungs-
praxis, unter den formellen Instrumenten 
insbesondere die Bauleitplanung und  
die kommunale Landschaftsplanung.

•  Für die Bauleitplanung bestehen im  
Baugesetzbuch geeignete Darstellungs-  
und Festsetzungsmöglichkeiten und  
für die kommunale Landschaftsplanung 
 geeignete Angaben im Bundesnatur-
schutzgesetz. 

•  Bei der Anwendung der Instrumente soll-
ten diese generell aufeinander aufbauen 
bzw. miteinander kombiniert werden.

Jonas Renk, M. Sc. Umwelt-

planung und Ingenieurökologie, 

ist seit November 2017 Leiter 

der Fachabteilung Naturschutz 

und Landschaftspflege der 

Stadt Würzburg. Während sei-

nes Master-Studiums an der 

TU München Mitarbeit im F+E-

Vorhaben „Grüne Infrastruktur 

im urbanen Raum: Grundlagen, Planung und Um-

setzung in der integrierten Stadtentwicklung“ des 

BfN, Masterarbeit 2017 zum Thema „Urbane Grüne 

Infrastruktur als innovativer Planungsansatz für  

die Flächennutzungs- und Landschaftsplanung in 

deutschen Städten“.  Von 2014 bis 2015 Natura-

2000- Beauftragter des Landkreises Tübingen, zuvor 

Mit arbeit in einem Gutachterbüro. 

> E-Mail: jonas.renk@gmx.de

K O N T A K T

Jonas Renk, Grüne Infrastruktur

51 (02)  |  2019 |  NATURSCHUTZ und L andschaf tsplanung  65


